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 Berlin, 13. August 2025 

  

Deutsche Industrie- und Handelskammer 

Stellungnahme 

Referentenentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Energiesteuer- und des 
Stromsteuergesetzes 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Drit
ten Gesetzes zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes. Wir weisen da
rauf hin, dass bei einer so umfangreichen Änderung eine Frist von einer Woche innerhalb der 
Sommerferienzeit nicht ausreichend ist, um diesen Sachverhalt innerhalb der IHK-Organisation 
umfassend zu konsultieren. Wir behalten uns daher vor, diese Stellungnahme im Nachgang 
noch zu ergänzen bzw. zu ändern. 

 

A. Das Wichtigste in Kürze 

• Die meisten Änderungen sind aus DIHK-Sicht positiv, da sie für Klarheit und Vereinfa
chungen insbesondere in den Bereichen Elektromobilität, Stromspeicher und dezent
rale Stromerzeugung sorgen.  

• Ausdrücklich unterstützen wir auch die Harmonisierung mit EU-rechtlichen Vorgaben. 
Nicht zuletzt zum Zwecke des Bürokratieabbaus können Berichtspflichten dadurch mi
nimiert werden. Wichtig ist, dass die geplanten Vereinfachungen auch tatsächlich um
gesetzt werden, etwaige Nachweise- wie Berichtspflichten konkret entfallen sowie not
wendige Datenübermittlungen so bürokratiearm wie möglich umgesetzt werden. 

• Überfällig ist auch die Entfristung der Senkung der Stromsteuer auf den europäischen 
Mindestsatz von 0,05 Cent/kWh für das produzierende Gewerbe sowie die Land- und 
Forstwirtschaft. Dies schafft Planungssicherheit für die Betriebe und stärkt deren Wett
bewerbsfähigkeit.  

• Umso unverständlicher ist dagegen, dass die Bundesregierung bei diesem halbherzigen 
Schritt stehenbleibt und die Stromsteuer nicht generell senkt. Schließlich belasten die 
hohen Strompreise alle Unternehmen in Deutschland. Zudem war die umfassende Ent
lastung bereits Teil des Sondierungspapiers der Bundesregierung. Dadurch geht Ver
trauen in die Verlässlichkeit politischer Zusagen und Richtungsentscheidungen verloren 
und Betriebe entscheiden sich seltener für eine Elektrifizierung. Nicht zuletzt wird 
dadurch auch eine Chance für Entbürokratisierung vergeben. Denn mit der Absenkung 
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der Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß für alle lässt sich auf einen Schlag 
nahezu jegliche Antrags-, Nachweis- oder Abgrenzungsbürokratie eliminieren. 

• Auch wenn der Spitzensteuerausgleich für Gas derzeit nicht gewährt wird, sollte er 
nicht aus dem Energiesteuergesetz gestrichen werden. Schließlich leiden gasintensive 
Betriebe am Standort Deutschland unter erheblichen Wettbewerbsnachteilen.  

 

B. Bewertung im Einzelnen 

Änderungen im Stromsteuergesetz (StromStG) 

Zu § 5 (4) Entstehung der Steuer, Steuerschuldner (Stromspeicher) 

Aus der Perspektive des gewerblichen Gesamtinteresses ist die zentrale Rolle von Stromspei
chern für die Netzstabilität und die Integration erneuerbarer Energien zu betonen. Die DIHK 
hat sich daher in der Vergangenheit konsequent gegen eine doppelte Strombesteuerung aus
gesprochen. Für den wirtschaftlichen Betrieb ist dabei eine steuerliche Neutralität zwischen 
Lade- und Entladevorgang von zentraler Bedeutung. Darüber hinaus ist eine deutliche Verein
fachung der administrativen Verfahren mit Blick auf das Thema Stromsteuer einerseits und 
Stromspeicher andererseits notwendig. Für Investitionsentscheidungen im Bereich von Spei
chertechnologien sind verlässliche, im Stromsteuergesetz klar verankerte Rahmenbedingun
gen notwendig. Die nun vorliegenden Änderungen im Stromsteuergesetz begünstigen einen 
wirtschaftlichen Betrieb von Stromspeichern und werden branchenübergreifend über alle Re
gionen hinweg unterstützt. 

Zu § 5a Steuerliche Behandlung von Ladepunkten  

Aus Sicht der DIHK ist es richtig, dass der vorliegende Gesetzentwurf dazu beiträgt, beste
hende stromsteuerrechtliche Hemmnisse im Bereich Elektromobilität abzubauen. Die meisten 
vorgesehenen Anpassungen schaffen mehr Rechtssicherheit und Vereinfachung, insbesondere 
durch die grundsätzliche Zurechnung sämtlicher Stromlieferungen an den Ladepunkt sowie al
ler dortigen Entnahmen zum Betreiber. Damit wird eine Regelung etabliert, die sich an der im 
Energiewirtschaftsrecht verankerten Letztverbraucherfiktion orientiert. Diese Gleichstellung 
des Strombezugs mit dem Letztverbrauch reduziert den Bedarf aufwendiger Einzelfallprüfun
gen bei neuartigen Geschäftsmodellen und stärkt die Investitionssicherheit für Ladeinfrastruk
turbetreiber. 

Positiv hervorzuheben sind zudem die eindeutigen Vorgaben zum bidirektionalen Laden, da 
sie sicherstellen, dass Halterinnen und Halter von Elektrofahrzeugen nicht ungewollt steuerli
che Pflichten als Stromversorger übernehmen müssen – ein bedeutender Schritt für die 
Markteinführung dieser Technologie. 
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Zu § 9b Steuerentlastung für Betriebe 

Die mit der Änderung von § 9b vorgesehene Entfristung der Stromsteuerentlastung für Unter
nehmen des produzierenden Gewerbes sowie der Land- und Forstwirtschaft ist ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung, weil er Planungssicherheit für diese Branchen bedeutet. Jedoch 
greift dieser Schritt aus Sicht der Wirtschaft viel zu kurz – hinsichtlich des Umfangs der Be
günstigten als auch des Verfahrens der Steuerentlastung, der damit verbundenen Bürokratie 
und der Bindung finanzieller Liquidität in der Wirtschaft. Wir messen die Bundesregierung hier 
an den selbst formulierten Zielen des Koalitionsvertrages. Dieser sah als Sofortmaßnahme die 
umfassende Absenkung der Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß vor – im Fall der 
betrieblichen Verwendung 0,5 Euro je MWh. Dass nun ausschließlich die bisherige Entlas
tungsregelung für produzierende Unternehmen sowie Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe 
entfristet werden soll, ist ein verhängnisvolles Signal an die Wirtschaft und die Transformati
onsbemühungen im Kontext der Elektrifizierung. Hier wird unnötig Vertrauen in die Verläss
lichkeit politischer Zusagen und Richtungsentscheidungen verspielt. Denn auch Betriebe aus 
allen anderen Wirtschaftssektoren, wie bspw. Hotellerie und Gastronomie oder Handels- und 
Dienstleistungsunternehmen, sehen sich mit den europa- und sogar weltweit höchsten Strom
preisen konfrontiert, haben darüber hinaus nahezu keine Möglichkeit von sonstigen Entlas
tungsregimen beim Strompreis zu partizipieren und stehen ebenfalls direkt oder indirekt im 
(internationalen) Wettbewerb. 

Zudem ist die Absage der Entlastung beim Strompreis durch die umfassende Absenkung des 
Stromsteuersatzes eine erhebliche Hypothek für die betrieblichen Transformationsbemühun
gen, bleibt die Elektrifizierung bspw. im Wärme- oder Mobilitätsbereich in den nicht begüns
tigten Branchen damit doch weiter unattraktiv. Wer politisch Klimaneutralität durch erhebli
che Elektrifizierung erreichen will, sollte diese auch attraktiv machen, damit Unternehmen 
entsprechend investieren.  

Unterschätzter Aspekt einer vollständigen Absenkung der Stromsteuer auf das europäische 
Mindestmaß ist die damit einhergehende bürokratische Entlastung – und zwar sowohl auf Sei
ten der Betriebe als auch auf Seiten der Verwaltung respektive Zollverwaltung. Mit einem ein
heitlichen Stromsteuersatz von 0,5 Euro je MWh für alle Betriebe entfiele jegliche Antrags-, 
Nachweis- oder Abgrenzungsbürokratie – eine enorme Entlastung für alle Seiten. Gleichzeitig 
könnte damit auch die finanzielle Liquidität in den Betrieben des produzierenden Gewerbes 
verbessert werden. Denn unter dem derzeitigen Antragsregime nach § 9b StromStG erfolgt die 
Entlastung nachlaufend und unter Berücksichtigung eines Mindest-Entlastungsbetrages (für 
vorher nachweislich versteuerte und nicht steuerbefreite Stromentnahmen). D. h., die begüns
tigten Betriebe müssen zunächst den vollen Stromsteuersatz bezahlen, die Auszahlung des 
Entlastungsbetrages erfolgt erst nachlaufend und bindet damit unnötig finanzielle Mittel in 
der Wirtschaft.  

In der Gesamtschau plädieren wir aus den genannten Gründen nochmal eindringlich dafür, 
den Stromsteuersatz generell auf den europäischen geforderten Mindestsatz von 0,5 Euro je 
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MWh zu senken. Sollte der Gesetzgeber diesen, aus Sicht der Wirtschaft dringend notwendi
gen, Weg nicht gehen, schlagen wir vor, dass die begünstigten Unternehmen über den Nach
weis des Tätigkeitsschwerpunkts gegenüber dem zuständigen Stromnetzbetreiber automa
tisch nur den ermäßigten Steuersatz zahlen müssen. Dies würde deutlich mehr Unternehmen 
als bisher entlasten, denn nur ein Bruchteil der reichlich 600.000 grundsätzlich berechtigten 
Unternehmen hat bisher erfolgreich einen Antrag auf Stromsteuerermäßigung nach § 9b ge
stellt. Eine jährlich wiederkehrende Antragsbürokratie würde damit obsolet. 

Änderungen im Energiesteuergesetz (EnergieStG) 

Zu § 55 Steuerentlastung für Unternehmen in Sonderfällen 

Mit Blick auf die im Vergleich zu der Zeit vor 2021 hohen Gaspreise und die schwierige Wett
bewerbssituation der deutschen Wirtschaft sehen wir die Abschaffung des sog. Spitzenaus
gleichs im Energiesteuerrecht sehr kritisch. Schließlich ist der Gasverbrauch der deutschen In
dustrie nach wie vor deutlich höher als der Stromverbrauch. Der Entlastung durch die dauer
hafte Senkung der Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß stehen für gasintensive Be
triebe häufig Mehrkosten durch den Wegfall des Spitzenausgleichs gegenüber. Dies verschärft 
die Wettbewerbsnachteile am Standort Deutschland.  

Auch wenn der Spitzenausgleichs aktuell nicht gewährt wird, da die entsprechende Freistel
lungsanzeige zum 31. Dezember 2023 ausgelaufen ist, sollte zumindest die rechtliche Möglich
keit zur schnellen Wiederaufnahme des Spitzenausgleiches nicht ohne Not eliminiert werden. 
Wir plädieren dafür, § 55 im Grundsatz beizubehalten.  

Änderungen in der Stromsteuer-Durchführungsverordnung (StromStV) 

Zu § 1a Versorger 

Mit der gesetzlichen Definition des Versorgers sollen insbesondere Vereinfachungen geschaf
fen werden, das ist zu begrüßen. Allerdings weisen wir darauf hin, dass die Eliminierung und 
der Rückgriff auf die Legaldefinition der Kundenanlage zwar im Grundsatz nachvollziehbar 
sind. Solange die Auswirkungen des BGH-Urteils zur Kundenanlage aber nicht umfassend klar 
sind, halten wir deren einseitige Änderung bzw. deren Entfall im Sinne der Rechtssicherheit für 
nicht angemessen. 

Zu § 12b Anlagenbegriff und räumlicher Zusammenhang 

In der Wirtschaft ist mit der Anlagenverklammerung insbesondere der Mittelstand, der Handel 
sowie das Gewerbe negativ betroffen, weil regional weit entfernte Anlagen auf unterschiedli
chen Gebäuden eines Unternehmens bei zentraler Steuerung zusammengefasst werden. Mit 
der Novellierung wird ein einheitlicher stromsteuerrechtlicher Anlagenbegriff eingeführt. Eine 
Anlage ist demnach ein Verbund aus technischen Komponenten, mit dem der Energiegehalt 
von Energieträgern in elektrischen Strom umgewandelt wird. Dies führt bei zahlreichen Unter
nehmen dazu, dass diese nicht länger diskriminiert werden und ebenfalls eine Steuerbefreiung 
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beantragen können, weil eine Verklammerung mit anderen ortsfernen Anlagen nicht länger 
einschränkende Wirkung entfaltet. Aus der Perspektive der Wirtschaft ist die entsprechende 
Anpassung des Anlagenbegriffs daher zu begrüßen. 

Änderungen in der Energiesteuer-Durchführungsverordnung (EnergieStV) 

Zu § 23 Entfernung und Entnahme von Energieerzeugnissen 

Mit Änderungen in Absatz 3 (vorherige Anzeige bei Wartung, Reparatur oder Reinigung von 
Rohrleitungen und Lagerstätten) wird neue und zusätzliche Bürokratie eingeführt, die in dieser 
Form bisher nicht notwendig war. Aus diesem Grund plädieren wir für eine Streichung der neu 
aufgenommen Regelung, da sie dem im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Ziel der Bürokra
tieentlastung der Wirtschaft entgegensteht.  

C. Ergänzende Informationen 

a. Ansprechpartner mit Kontaktdaten 

Erik Pfeifer 
Referatsleiter Betrieblicher Klimaschutz 
030/20308-2206 | pfeifer.erik@dihk.de 

b. Beschreibung DIHK 

Wer wir sind: 

Unter dem Dach der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) sind die 79 Industrie- 
und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsames Ziel: Beste Bedin
gungen für erfolgreiches Wirtschaften.  

Auf Bundes- und Europaebene setzt sich die DIHK für die Interessen der gesamten gewerbli
chen Wirtschaft gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit ein. Denn mehrere Millionen 
Unternehmen aus Handel, Industrie und Dienstleistung sind gesetzliche Mitglieder einer IHK - 
vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind DIHK und IHKs eine Plattform für die vielfälti
gen Belange der Unternehmen. Diese bündeln wir in einem verfassten Verfahren auf gesetzli
cher Grundlage zum Gesamtinteresse der gewerblichen Wirtschaft und tragen so zum wirt
schaftspolitischen Meinungsbildungsprozess bei. 

Grundlage unserer Stellungnahmen sind die wirtschaftspolitischen/europapolitischen Positio
nen und beschlossenen Positionspapiere der DIHK unter Berücksichtigung der der DIHK bis zur 
Abgabe der Stellungnahme zugegangenen Äußerungen der IHKs und ihrer Mitgliedsunterneh
men. 

Darüber hinaus koordiniert die DIHK das Netzwerk der 150 Auslandshandelskammern, Delega
tionen und Repräsentanzen der Deutschen Wirtschaft in 93 Ländern. 
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